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genberger 11 Dietridl betreffend Maßnahmen 
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An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

3l(21 PAB 

1989 -05- 08 

zu 3SS1/J 

Parlament 

1017 Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr o MÜller, Dr. Jankowitsch, W3inberger, 

Strobl, Mag. Guggenberger, Dietrich haben am 5. April 1989 unter der 

Nr 0 3557/J-NR/1989 an mich eine sdlriftliche Anfrage betreffend M:ißnahmen 

gegen die Apartheid geridltet, welche den folgenden w:>rtiaut hat: 

"1 0 Sind Sie im Sinne dieser Bitte der südafrikanisdlen BischÖfe bereits 

tätig geworden? 

2. Wenn ja: Welche Initiativen haben Sie ergriffen?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage (Punkt 1 und 2) wie folgt zu beanborten: 

Die Initiative der südafrikanischen Regierung durch neue gesetzliche 

Maßnahmen südafrikanische Organisationen zu einer Offenlegung ihrer 

ausländischen Finanzierung zu zwingen, wurde von meinem Ressort vom 

Anfang an sehr genau verfolgt und war - im Sinne des Ersuchens der 

D31egation der südafrikanischen Bischöfe, welche am 130 März doJo bei mir 

vorgesprochen haben - bereits Gegenstand von Vbrstellungen gegenüber den 

südafrikanischen Behördeno 
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Bereits am 10 März 1988 wurde im südafrikanischen Parlament die 

"Prorrotion of Orderly Internal Politics Bill" eingebradlt, ein 

Gesetzesentwurf, mit welchem alle ausländische Finanzierung politischer 

oder politisch rrotivierter Aktivitäten verboten werden sollte. 

Nadl Ablelmung dieser Vorlage durch die Parlamentskamnern der Fa~b!gen 

und Inder sowie nach zahlreichen heftigen Protesten der internationalen. 

Staatengemeinschaft - auch der zuständige Abteilungsleiter meines 

Ressorts hat gegenüber dem südafrikanischen Botschafter in Wien 

interveniert - wurde diese Vorlage jedoch wieder zurückgezogen. 

Eine neue Vorlage, die sogenannte "Prorrotion of Orderly Politics Bill 11 , 

wurde vor kurzem im parlament gebilligt, ist aber noch nidlt in Kraft 

getreten 0 

In dem neuen Gesetz wurden verschiedene Einwände der Opp:>sition 

berücksichtigto Dessenungeachtet bietet es den Behörden die Handhabe für 

eine weitreichende Finanz~ntrolle der hievon betroffenen Organisationen. 

Sehr viel wird davon abhängen, in welcher weise das Gesetz, dessen 

Inkrafttreten noch nicht feststeht, angewendet wirdo Mein Ressort wird 

jedenfalls die diesbezügliche Vbrgangsweise der südafrikanischen Behörden 

sehr genau beobachten - die österreichische Botschaft in Pretoria wurde 

in diesem Sinn bereits instruiert - und bei Bedarf die notwendigen 

Schritte setzeno Eine ähnliche Vorgangsweise ist, soweit bekannt, auch 

seitens der Staaten der Europäischen Gemeinsdlaften ins Auge gefaßt, 

welche im besonderen Maße Finanzmittel für die diskriminierte schwarze 

Bevölkerung in SÜdafrika zur Verfügung stellen und die vielfach gerade 

über solche organisationen fließen, die durch dieses Gesetz eingeschränkt 

werden solleno 

Der 

fGr aUS()i 
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